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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 11 AL 75/15 B 
 
L 11 AL 127/12 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 26 AL 85/09 (SG Hannover) 
 
 
 
…………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 26. November 2015 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r   sowie die Richter   M u t s c h l e r   und   S ö h n g e n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen Bremen vom 25. Juni 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit sind die Feststellung einer Sperrzeit wegen Arbeitsaufgabe und einer weiteren Sperr-

zeit wegen verspäteter Arbeitsuchendmeldung sowie die Bewilligung von Arbeitslosengeld (Alg). 

 

Die Klägerin beantragte, nachdem ihr mit Schreiben vom 31.1.2008 zum 30.9.2008 gekündigt 

worden war, Alg ab 1.10.2008. Die Beklagte stellte den Eintritt einer Sperrzeit für die Zeit vom 

1.10. bis 23.12.2008 wegen Arbeitsaufgabe fest, weil das Beschäftigungsverhältnis der Klägerin 

durch den Arbeitgeber wegen vertragswidrigen Verhaltens durch das leichtfertige Einleiten eines 

Ermittlungsverfahrens gegen den Arbeitgeber gelöst worden sei (Bescheid vom 12.11.2008; 

Widerspruchsbescheid vom 17.2.2009). Für die Zeit vom 24.12. bis 30.12.2008 stellte sie eine 

Sperrzeit wegen verspäteter Arbeitsuchendmeldung fest, weil die Klägerin seit dem 1.2.2008 

Kenntnis von der Beendigung des Arbeitsverhältnisses gehabt, sich aber nicht bis zum 

30.6.2008 arbeitsuchend gemeldet habe (weiterer Bescheid vom 12.11.2008; weiterer Wider-

spruchsbescheid vom 17.2.2009). Klage und Berufung blieben erfolglos (Urteil des Sozial-

gerichts Hannover vom 6.12.2012; Urteil des Landessozialgerichts <LSG> Niedersachsen-

Bremen vom 25.6.2015). 

 

Mit der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG macht die Kläge-

rin als Verfahrensfehler geltend, die maßgebenden Umstände des Sachverhalts seien vom LSG 

nicht ausreichend gewürdigt worden; außerdem liege ein Verstoß gegen den Amtsermittlungs-

grundsatz vor. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Die Klägerin hat keine die Zulassung der Revision rechtferti-

genden Verfahrensmängel (§ 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) bezeichnet (§ 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). Die Beschwerde konnte daher ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter 

verworfen werden (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 SGG). 

 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Jedoch kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG 

und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweis-

antrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbsatz 2 SGG). Die von der Klägerin gerügte unzureichende Würdigung des Sachverhalts 

berührt allein den Grundsatz der freien Beweiswürdigung nach § 128 Abs 1 Satz 1 SGG und 

1 

2 

3 

4 

5 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

  

 

kann die Zulassung der Revision ohnehin nicht rechtfertigen. Auch eine Verletzung der Amts-

ermittlungspflicht (§ 103 SGG) ist als Verfahrensmangel nicht ausreichend dargelegt, weil die 

Klägerin schon keinen Beweisantrag bezeichnet, dem das LSG nicht gefolgt sein soll. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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